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Anfrage an den Magistrat                                   04.03.2025         

der Kreisstadt Dietzenbach                                                

 

Betr.: Monitoring der Grundsteuerreform 

Mit dem Antrag unserer Fraktion zum Monitoring der Grundsteuerreform und der 

breiten Zustimmung in der Stadtverordnetenversammlung war der Wille klar definiert, 

den Betroffenen eine umfassende Transparenz zu bieten und damit auch dem Vorwurf 

zu begegnen, die Reform zu verdeckten Steuererhöhungen zu nutzen.  

Gespräche mit zum Teil sehr aufgebrachten Bürgern lassen auf den bisher nur 

geringen Erfolg unseres Vorhabens schließen. Es fehlt offensichtlich noch an 

schlüssiger Information und es gibt Widerspruch bei der Interpretation der 

Abweichungen zu der bisherigen Steuerlast.  So werden Aussagen in der bisher 

einzigen öffentlichen Ergebnispräsentation, dem Bürgermeister-Podcast, 

angezweifelt. Bewohner von großen Wohnanlagen werden nicht nur entlastet, sondern 

es gibt offensichtlich auch Gegenbeispiele. Und die extremen Steigerungen der 

Grundsteuer gibt es nicht nur in „Bestlagen“ mit großen Grundstücken, sondern leider 

auch, wie schon in der letzten HAFI-Sitzung angemerkt, im Stadtkern. Nach den bisher 

vorliegenden Informationen ist die Titulierung der Steuerreform als „gerecht“ wohl eher 

ein Euphemismus, der falsche Neiddebatten provoziert.  

Der vielseits vorgebrachte Hinweis auf die Zuständigkeit von Landesparlament und-

regierung befreit die Kommunalpolitik nicht von der Kernaufgabe, die Sorgen und Nöte 

der Bürger aufzunehmen und, so kein aktives Handeln möglich ist, zumindest für 

Transparenz zu sorgen.  

Dazu folgende Fragen: 

1. Gibt es am Beispiel der zehn größten Wohnanlagen tendenziell eine Entlastung 

oder zusätzliche Belastung? Dies bitte in prozentueller Abweichung. 

2. In den Gewerbegebieten Nord und Süd steigt die Grundsteuerlast 2025 um rd. 

12 %. Wie viele der Top 200 Gewerbebetriebe sind diesen Gebieten 

zuzuordnen? 

3. Die Landwirtschaftsbetriebe sind nach der Reform nicht mehr allein der 

Grundsteuer A sondern mit dem Gebäudeteil der Grundsteuer B zugeordnet. 

Wie verändert sich insgesamt die Steuerlast für die landwirtschaftlichen 

Betriebe?  

4. Welchen Effekt werden die rd. 200 noch nicht berücksichtigten Objekte haben? 
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